
VIII ZR 197/53
VerkUndet am 15. Dezember 1959 

Hoffmeister- Justizangestellter 
als ürkundsbeamtor der 

Geschäftsstelle

Im  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Firma Ernst M 
Gerätevermietung in B|

Inhaber Kaufmann Ernst
Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt

, Baggerei> Tiefbau und 
Bez*

gegen
den Kaufmann Karl-Heinz C in U|

H ^Pstraße fli«
Kläger, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten,

-  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr*

hat der V IIIe Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom lo Dezember 1959 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten DroGroßmann sowie der Bundes­
rich ter A rtl, DroDorschel, Dr,Mezger und Dr.Messner

für Recht erkannt;
Auf die Revision der Beklagten wird das U rteil des 
7 o Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düssel­
dorf vom 80 Oktober 1958 aufgehoben*
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen, dem auch die Entscheidung über die Ko­
sten der Revision übertragen wird*

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger hatte der Beklagten eine Planierraupe für 
einen Kaufpreis von 40 200 DM zum Kauf angeboten. Auf 
den Kaufpreis wollte die Beklagte eine a lte  Planierrau­
pe in Zahlung geben« Die Parteien kamen überein, den 
Wert dieser alten Planierraupe durch die Schätzung e i­
nes Sachverständigen zu ermitteln, den die Industrie- 
und Handelskammer in Düsseldorf benennen und die Beklag­
te mit der Erstattung des Gutachtens beauftragen sollte«
Die Beklagte hat im eigenen Namen dem von der Industrie- 
und Handelskammer vorgeschlagenen Sachverständigen 
einen Auftrag zur Bewertung der Planierraupe erte ilt«

schätzte den Wert auf 8000 bis 9000 DM. Der Klä­
ger h ie lt diesen Wert jedoch für übersetzt. Die Partei­
en s tr itte n  ferner darüber, ob ein Kaufvertrag zwischen 
ihnen zustande gekommen sei. Am 26. April 1956 schlossen 
sie unter Teilnahme der beiderseitig sugezogenen Rechts­
anwälte einen Vergleich» der in einem Schreiben des Rechts­
anwalts der Beklagten an den Rechtsanwalt des Klägers 
vom selben Tage wiedergegeben worden i s t .  In dem Ver­
gleich haben die Parteien vereinbart, die in 3£rage ste­
henden Planierraupen auszutauschen. Die Beklagte ver­
pflichtete sich, an den Kläger 31 900 DM zu zahlen. Der 
Kläger verpflichtete sich für den P all, daß die Raupe 
nicht übergabebereit sei, für jeden Tag der Verzögerung 
200 DM zu zahlen. Die Kosten sollten gegeneinander auf­
gehoben werden. Zum Schluß heißt es: "Damit sind a lle  
wechselseitigen Ansprüche der Beteiligten ausgeglichen*"

Der Kläger träg t vor, das Gutachten des Sachver­
ständigen R ^ H ^  sei falsch. Nach Abschluß des Verglei­
ches hätten zwei andere Sachverständige den Wert der a l­
ten Planierraupe mit 1200 bis höchstens 3000 DM ermit­
t e l t .  Auf Grund der unrichtigen Begutachtung habe er, 
der Kläger, die Raupe mit einem v ie l zu hohen 7/ert in 
Zah?.ung genommen. Dadurch sei ihm ein Schaden entstand



den9 zu dessen Ersatz der Sachverständige R ^ Ü ^  ver­
pflich tet sei.. Da nicht er* sondern die Beklagte in 7er-' 
tragsbeziehungen zu dem Sachverständigen getreten sei, 
müsse die Beklagte die in ihrer Person entstandenen Scha­
densersatzansprüche wegen fehlerhafter Begutachtung un­
te r  dem Gesichtspunkt der Liquidierung eines D rittin te- 
r esses an ihn abtreten*

Landgericht und Oberlandesgericht haben der Klage 
stattgegeben*

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Abwei­
sung der Klage, Der Kläger beantragt, die Revision als 
unzulässig zu verwerfen, hilfsweise, sie zurückzuweisen.

Ent scheidungsgründe:

I*

Die Revision i s t  zulässig* Der Wert der Beschwer 
übersteigt 6000 DM* Der Streitwert bei einer Klage auf 
Übertragung einer Forderung bemißt sich nach dem Geld­
betrag der Forderung. Daß bei der Geltendmachung einer 
reinen Geldforderung eieren Betrag für die Höhe des S tre it­
werts maßgebend i s t ,  unterliegt keinen Bedenken. Wenn 
durch die Klage auf Abtretung einer Forderung auch nicht 
die Forderung unmittelbar geltend gemacht wird, so z ie lt 
das Begehren doch ätarauf hin, Ansprüche aus der Forderung 
in deren Höhe geltend macheto zu können. Auch das Schrift­
tum v e r tr i t t  überwiegend die Auffassung, daß bei der Kla­
ge auf Abtretung einer Forderung der Streitwert sich nach 
der Höhe der Forderung berechnet (Hillach, Handbuch des 
Streitwerts in  bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, 2.Aufl„, 
§ 27 Anm.X? Gerold, Streitwert, I II  3 Anm.l So26; Willon- 
bucher,, Kostonflentsetzangäverfabron und'Euftdeegebuhren-
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Ordnung für Rechtsanwälte, § 8 RAGebO Anm.115; Zöller,
ZPO 9-Aufl. § 3 Anm»4j vgl. auch RG JW 1896.283 B r.llj 
im Ergebnis übereinstimmend OLG Darmstadt, Hess Rspr 1933, 
102). Wenn Stein/Jonas/Schönke (ZPO 18.Aufl. § 3 Anm.III 
3 b) a ls  Beispiel für eine Wertfestsetzung nach freiem Er­
messen gemäß § 3 ZPO auch die Abtretung von Forderungen an­
führen und sich dabei auf die Entscheidung OLG München,ZZP 
51,274 beziehen, so is t  damit für die Entscheidung der vor­
liegenden Frage nichts gewonnen* da die angeführte Ent­
scheidung nur den Sonderfall der Rückübertragung einer an­
fechtbar erworbenen Forderung zur Konkursmasse behandelt;. 
Dort ging es darum, eine der Konkursmasse erwachsene Be­
nachteiligung zu beseitigen. Die Höhe der Benachteiligung 
mag allerdings nach § 3 ZPO fre i geschätzt werden müssen. 
Entgegen der Auffassung des Revisionsbeklagten kommt es 
also darauf, welches wirtschaftliche Interesse die Beklag­
te  und Revisionsklägerin an der Abweisung der Klage hat, 
nicht an.

I I .

1. Das Berufungsgericht hält die Beklagte für verpflich­
te t ,  dein Kläger sämtliche ihr gegen den Sachverständigen 
R ( ^ ^  möglicherweise entstandenen Schadensersatzansprü­
che abzutreten. Diese Verpflichtung der Beklagten, so meint 
das Berufungsgericht, werde durch den Abschluß des Ver­
gleichs nicht berührt. Mit ihm hätten die Parteien nur 
ihre gegenseitigen Ansprüche aus dem KaufVerhältnis ge­
regelt. Der vorausgegangene Schriftwechsel zeige, daß die 
Parteien darüber gestritten  hätten, ob der Verkauf ver­
bindlich abgeschlossen worden sei. Insbesondere sei um­
s tr it te n  gewesen, ob die Preisvereinbarungen und damit das 
Gutachten des Sachverständigen bindend gewesen seien und 
ob der Kläger bereits Verzugsschaden habe ersetzen müssen. 
Dementsprechend hätten die Bestimmungen des Vergleichs 
die Einzelheiten der Erfüllung des Kaufvertrages geregelt.
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Der Ausspruch, daß »damit a lle  wechselseitigen Ansprü­
che der Beteiligten ausgeglichen" sein sollten, betreffe 
also nach dem Wortlaut die wechselseitigen Vei’mögensinte- 
ressen der Parteien aus dem Kauf Verhältnis«. Hätte auch der 
Klageanspruch erfaßt werden sollen, so hätte das zum Aus­
druck gebracht werden müssen»

2» Diese Auslegung des Vergleichs g reift die Revision 
mit den Rügen an, sie verletze die Verfahrensvorschrift 
des § 236 ZPO und verstoße gegen Auslegungsregeln»

Den Rügen is t  der Erfolg nicht zu versagen» Das Ur­
t e i l  konnte keinen Bestand haben und war aufzuheben. Die 
Sache war zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, da es, wie 
sich aus den nachfolgenden Gründen ergibt, auch nicht 
unter anderen rechtlichen Gesichtspunkten aufrecht zu 
erhalten i s t .

a) Die Revision glaubt, das Berufungsgericht habe aus 
dem Wortlaut des Vergleichs zu Unrecht entnommen, er be­
schränke sich auf wechselseitige Vermögensansprüche, Damit 
mißversteht sie allerdings wohl den Sinn des Berufungs­
urteils» Wenn das Berufungsgericht von wechselseitigen 
Vermögensinteressen aus dem Kaufverhältnis spricht, so 
legt es das entscheidende Gewicht ersich tlich  nicht auf 
den Begriff der Vermögensinteressen, sondern darauf, daß 
der Vergleich die vermögensrechtlichen Beziehungen "aus dem 
Kaufverhäitni# habe regeln sollen. Es meint anscheinend, 
der Klageanspruch sei kein vermögenswerter Anspruch aus 
dem Kaufvertrag» Mit dieser Auffassung würde sich indessen 
das Berufungsgericht in Widerspruch zu seiner eigenen Aus­
legung am Eingang der Entscheidungsgründe setzen. Dort 
führt es aus, der Klageanspruch gründe sich darauf, daß 
die Beklagte verpflichtet gewesen sei, den Sachverständi­
gen zur Abgabe eines Gutachtens zu veranlassen. Diese Ver­
pflichtung habe sie im Rahmen des Kaufvertrages als Heben-



Verpflichtung übernommen-. Sollten aber mit dem Vergleich, 
wie das Berufungsgericht ihn auslegt, a lle  wechselseiti­
gen Ansprüche aus dem Kaufverträge ausgeglichen sein, so 
lieg t bei einer sich am juristischen Sprachgebrauch aus­
richtenden Y#ürdigung die Annahme sehr nahe, daß darunter 
auch die Ansprüche auf Erfüllung der Nebenverpflichtungen 
aus dem Kaufverträge haben fallen  sollen* Daß das Beru­
fungsgericht etwa zu einer gegenteiligen Auslegung gelangt 
wäre, lassen seine Ausführungen nicht erkennen. Wenn es 
auf den dem Vergleichsabschluß vorausgegangenen Schrift­
wechsel verweist, so geschieht es nur zur Begründung sei­
ner Auffassung, daß die Ansprüche aus dem Kaufverträge 
hätten geregelt werden sollen. Erwägungen darüber, ob nach 
dem Parteiw illen zu diesen Ansprachen nur diejenigen auf 
Erfüllung der Hauptverpflichtungen oder auch die Ansprüche 
auf Neben!eistungen gehört haben, s te l l t  das Berufungsge­
rich t nicht an. Bildete, wovon nach der Auslegung des Be­
rufungsgerichts auszugehen is t ,  der Klageanspruch einen 
Anspruch auf Erfüllung einer Nebenverpflichtung aus dem 
Kaufvertragsverhältnis, so könnte der Ansicht des Beru­
fungsgerichts, es hätte der besonderen Aufführung dieses 
Anspruchs im Vergleiche bedurft, nicht gefolgt werden. 
Bezog sich der Vergleich auch auf Nebenverpflichtungen, 
so hätte umgekehrt zum Ausdruck gebracht werden müssen, 
wenn Ansprüche, die sich aus den übernommenen Nebenver­
pflichtungen ergaben, vom Vergleich ausgeschlossen werden 
sollten .

b) Das Berufungsgericht meint zwar weiter, der Xla- 
geanspruch wäre nur ausgeschlossen, wenn die Parteien sich 
im Vergleich geeinigt hätten, den Sachverständigen nicht 
in Anspruch zu nehmen» Die Parteien hätten insoweit einen 
Vertrag zugunsten des Sachverständigen schließen müssen. 
Das sei jedoch nicht der Pall gewesen. Zwar behaupte die 
Beklagte, bei der Besprechung am 25. März 195-5 sei er­
ö rte rt worden, den Sachverständigen in  Anspruch zu neh-



men, und trage weiterhin vor, sie hätte den Vergleich 
nicht abgeschlossen, wenn sich der Kläger eine Inanspruch­
nahme de3 Sachverständigen Vorbehalten hätte« Biese Ein­
lassung, so führt das Berufungsgericht aus, sei aber 
nicht erheblich« Zwar folge daraus, daß die Beklagte den 
Sachverständigen habe begünstigen wollen« Bas könne aber 
nur dann zum Inhalt der Vereinbarung geworden sein, wenn 
sie diesen Willen für den Kläger erkennbar zum Ausdruck 
gebracht hätte und wenn dieser damit einverstanden gewesen 
wäre* Bas werde von der Beklagten jedoch nicht behauptet«

G-egen diese Auffassung wendet die Revision ein, das 
Berufungsgericht habe verkannt, daß der Vergleich sicht­
bar eine Gesamtbereinigung a lle r S treitigkeiten zwischen 
den Parteien erstrebt habe« Wie das Berufungsgericht un­
te rs te lle , sei bei den Vergleichsverhandlungen zur Spra­
che gekommen, daß die Klägerin den Sachverständigen in 
Anspruch nehmen wolle« Ba die Verhandlungen zwischen An­
wälten geführt worden seien, müsse dem Vertreter des Klä­
gers bewußt gewesen, daß eine solche Inanspruchnahme nur 
über die Beklagte möglich sein werde« Habe der Kläger sich 
das Recht wallten wollen, von der Beklagten die Übertragung 
ihrer Ansprüche zu verlangen, so hätte er sich das Vorbe­
halten müssen« Ber Gesichtspunkt des Berufungsgerichts, die 
Beklagte habe im Wege eines Vertrags zugunsten eines B rit­
ten den Sachverständigen begünstigen wollen, i s t  in der 
Tat zu eng und wird dem gesamten Vorbringen der Beklagten 
nicht gerecht» Ihre Verteidigung is t  s te ts , insbesondere 
in Abschnitt II  der Berufungsbegründungsschrift, dahin 
gegangen, sie verwahre sich dagegen, daß sie selbst gegen­
wärtig und künftig von einem Gericht in Anspruch genommen 
werde« sie hat dazu ausgeführt, wenn der Kläger gegen den 
Sachverständigen klage, werde sie wiederum mit Prozessen 
befaßt. Sie habe auf Grund des Vergleiches ein für a lle  
Mal mit den S treitigkeiten des Klägers Schluß machen wol­
len« Bie Beklagte hat also nicht geltend gemacht, sie ha­
be einen Vertrag zu Gunsten des Sachverständigen schlie-
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ßen wollen» sondern hat vorgetragen« sie habe im eigenen 
Interesse mit dem Vergleichsabschluß erstrebt» daß sie 
aas dem Vertrag über den Kauf der Planierraupe in keiner 
Weise, auch nicht über eine Klage gegen den Sachverstän­
digen, mehr in S treitigkeiten hineingesogen werden könne. 
Der Gedanke einer Begünstigung des Sachverständigen durch 
Abschluß eines Vertrages zu seinen Gunsten is t  nicht zu 
Tage getreten und muß daher bei der Auslegung des Ver­
gleichs ausscheiden. Der Auffassung des Berufungsgerichts» 
die Beklagte hätte schon deshalb zum Ausdruck bringen müs­
sen, daß sie den Anspruch des Klägers auf Abtretung des 
gegen den Sachverständigen gerichteten Anspruchs in den 
Vergleich einbeziehen wolle» weil sie damit einen Vertrag 
zugunsten eines D ritten geschlossen hätte, i s t  also nicht 
zu folgen« Die Auslegung des Vergleiches als eines Indi­
vidualvertrages is t  auch nicht» wie der Kläger meint, schon 
etwa deshalb vom Revisionsgericht hinzunehmen» weil die 
Parteien bei den Vergleichsverhandlungen über eine Scha- 
densersatzpflicht des Sachverständigen gesprochen hätten 
und der Schluß, daß die Inanspruchnahme des Sachverstän­
digen vom Vergleich nicht habe berührt werden sollen, da 
sie im Vergleich nicht ausdrücklich geregelt worden is t ,  
möglich erscheine» Das Berufungsgericht un terste llt a lle r­
dings die Behauptung der-Beklagten, bei der Besprechung 
am 26o März 1956 sei erö rtert worden» den Sachverständi­
gen in Anspruch zu nehmen, a ls rich tig . Wären die Par­
teien  bei Vergleichsschluß davon ausgegangen, daß der 
Kläger von dem Sachverständigen nur auf die Weise Scha­
densersatz verlangen könne, daß die Beklagte ihm die angeb­
lichen Ansprüche gegen den Sachverständigen abtrete, so 
wäre die Auffassung des Berufungsgerichts, die Beklagte 
hätte sich äußern müssen, wenn durch den Abschluß des Ver­
gleiches auch ein solcher Anspruch hätte erledigt sein 
sollen» und die Auslegung, daß der Anspruch durch den Ver­
gleich nicht abgegolten sei, immerhin möglich. Daß die 
Parteien übereinstimmend an eine solche Art des Vorgehens
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gegen den Sachverständigen gedacht haben, hat das Beru­
fungsgericht Jedoch nicht fe s tg e s te llt« Angesichts der 
Klausel, daß a lle  wechselseitigen Ansprüche der Beteilig­
ten ausgeglichen sein sollten, wäre aber der Kläger da­
für beweispflichtig, daß auch der Inhaber der Beklagten 
die Vorstellung gehabt hat, der Kläger werde, um gegen 
den Sachverständigen vorzugehen, von der Beklagten die Ab­
tretung der angeblich gegen den Sachverständigen begründe­
ten Ansprüche verlangen« Selbstverständlich is t  das kei­
neswegs, Es is t  ohne weiteres denkbar, daß der Inhaber der 
Beklagten geglaubt hat, der Kläger wolle Schadensersatz­
ansprüche etwa wegen unerlaubter Handlung oder unter dem 
Gesichtspunkt geltend machen, die Beklagte habe zugleich 
als Vertreterin des Klägers den Schiedsgutachtervertrag ge­
schlossen oder habe diesen Vertrag zu Gunsten des Klägers 
mit der Maßgabe geschlossen, daß dieser unmittelbare Rech­
te  gegen den Sachverständigen erwerbe. In allen diesen 
Pallen hätten dem Kläger Ansprüche gegen den Sachverstän­
digen in eigener Person zugestanden» Daß das Berufungsge­
rich t das Abkommen der Parteien anders ausgelegt hat, be­
sagt noch nicht, daß der Inhaber der Beklagten bei Ab­
schluß des Vergleiches die Rechtslage so hätte auffassen 
müssen, wie sie das Berufungsgericht angenommen hat» Un­
te r  diesem Blickpunkt hat das Berufungsgericht den Her­
gang des Vergleichsschlusses nicht gesehen und hat daher 
nicht geprüft, ob der Kläger den ihm obliegenden Beweis 
geführt hat, daß dem Inhaber der Beklagten zum Bewußtsein 
gekommen is t  oder er die Erklärungen des Klägers nach Treu 
und Glauben wenigstens dahin hätte verstehen müssen, die­
ser wolle den Sachverständigen dadurch in Anspruch nehmen, 
daß er sich von der Beklagten deren angebliche Schadens­
ersatzansprüche abtreten lasse. Das Berufungsgericht wird 
daher bei der erneuten Verhandlung auch hierauf seinen 
Augenmerk zu richten haben.
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c) Das Berufungsgericht meint zwar in einer abschlie­
ßenden Begründung, die Beklagte vermöchte sich auch darauf, 
daß sie den Vergleich geschlossen habe, um vom Kläger 
nicht mehr behelligt werden zu können, nur 2U berufen, wenn 
sie diesen Willen zum Ausdruck gebracht hätte. Diese Wür­
digung des Vergleiches verkennt aber, wie die Revision mit 
.Recht rügt, die Bedeutung der im Rechtsleben üblichen Ge­
neralklausel bei Vergleichen, daß a lle  gegenseitigen An­
sprüche ausgeglichen sein sollen» Einer solchen Vergleichs­
abrede lieg t schon nach allgemeiner Auffassung die Vor­
stellung zu Grunde, daß damit der ganze bei Vergleichs­
schluß bekannte Ta tSachenbereich, soweit aus ihm heraus 
S treitigkeiten entstanden sind, bereinigt sein solle* Daß 
sie mit weiteren Ansprüchen des Klägers verschont bleiben 
wolle, brauchte die Beklagte nicht ausdrücklich zu erklä­
ren, Das war selbstverständlich. Im übrigen is t  es keines­
wegs so, daß der vom Kläger beabsichtigte Rechtsstreit ge­
gen den Sachverständigen etwa den Inhaber der Beklagten nicht 
berühren würde. Dieser kann ein beachtliches eigenes Interes­
se daran haben, der Behauptung, daß der von ihm ausgesuch­
te  Sachverständige sich a ls unzuverlässig gezeigt habe,, 
entgegenzutreten. Mit dem Angriff gegen den Sachverstän­
digen is t  mittelbar der Vorwurf verbunden, der Inhaber der 
Beklagten habe auf Grund eines schuldhaft unrichtigen Gut­
achtens des von ihm bestellten  Sachverständigen einen Ver- 
raögensvorteil erlangt, der ihm bei zutreffender Schätzung 
nicht zugeflossen wäre. Wie das Landgericht ferner mit 
Recht in Erwägung gezogen hat, i s t  es möglich, daß die 
Beklagte das Gutachten vom 28. Januar 1956 bereits erhal­
ten hatte, als sie mit dem Kläger die in  dessen Schreiben 
vom 31. Januar 1956 zum Ausdruck gebrachte Schiedsgutach- 
benlclausel mündlich vereinbarte. Nach dieser Richtung hin 
haben die Parteien nichts vorgetragen. Das Berufungsge­
richt hat auch keine Feststellungen getroffen, wie die Er­
teilung des Auftrages an den Sachverständigen zustande ge­
kommen is t  und welchen Inhalt der ihm e r te il te  Auftrag ge­
habt h a t, Das Berufungsgericht scheint es jedenfalls in



Übereinstimmung mit dem Landgericht für denkbar zu hal­
ten* daß der Sachverständige nicht gewußt hat. welche Be­
wandtnis es mit dem ihm in  Auftrag gegebenen Gutachten 
habe. Es is t  daher möglich, daß der Inhaber der Beklagten 
es verabsäumt hat, den Sachverständigen darauf hinzuwei­
sen, er solle als Schiedsgutachter tä tig  werden, sein Gut­
achten sei für den Ausgang eines S treites entscheidende 
Je nach der Art des e rte ilten  Auftrages werden aber die an 
den Sachverständigen zu stellenden Anforderungen verschie­
den sein. Daß ein öffentlich b este llte r und vereidigter 
Sachverständiger schlechthin damit rechnen muß, sein Gut­
achten habe streitentscheidende Bedeutung, wird sich nicht 
sagen lassen. In BGHZ 7,371,374 hat der Bundesgerichtshof 
einen Wirtschaftstreuhänder, der von einer Vertragspartei 
beauftragt war und der anderen Partei eine unrichtige Aus­
kunft über Verhältnisse gegeben hatte, die für ihre Ent­
schließung erkennbar von wesentlicher Bedeutung war, nur 
deshalb für der anderen Partei gegenüber sehadensersatz­
p flich tig  erklärt, weil in  der Auskunft die stillschwei­
gende Übernahme der Haftung lag. Der Inhaber der Beklagten 
müßte also, wenn er den Sachverständigen nicht hinreichend 
über den Zweck des Gutachtens ins Bild gesetzt hätte, mög­
licherweise a ls Zeuge in einem Rechtsstreit des Klägers 
gegen den Sachverständigen einräumen, bei der Bestellung 
des Sachverständigen und der Einholung des Gutachtens 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt verfahren zu sein. 
Die Möglichkeit, daß der Kläger hieraus, f a l ls  er mit der 
Klage gegen den Sachverständigen unterliegt, gegen . .
die Beklagte tro tz  Abschlusses des Vergleiches Ansprüche 
herleiten könnte, etwa indem er den Vergleich zu Pall 
bringen w ill, läßt sich nicht von der Hand weisen. Darauf 
deutet schon das Landgericht hin, wenn es ausführt, der 
Schaden würde auf die Beklagte nicht abgewälzt werden kön­
nen, "deren Bedlichkeit und Gutgläubigkeit vorausgesetzt"» 
Das Berufungsgericht wird deshalb zu prüfen haben, ob 
nicht auch die Generalklausel des Vergleiches es verbie-



t e t , von der Beklagten die Abgabe von Erklärungen zu ver­
langen? aus denen sich neue Rechtestreitigfceiten mit ihr 
entwickeln können.

*11.
Sollte das Berufungsgericht bei der erneuten Verhand­

lung und Entscheidung nicht unter den vorstehend ange­
zeigten Gesichtspunkten zur Klageabweisimg gelangen, wird 
es auch seine Auffassung, die Beklagte sei verpflichtet, 
dem Kläger Schadensersatzansprüche gegen den Sachverstän­
digen abzutreten? überprüfen müssen. Bas Berufungsgericht 
hält den Klageanspruch nach § 667 BGB für begründet. Es 
führt aus, die Beklagte' sei auf Grund eines zwischen den 
Parteien bestehenden Auftragsverhältnisses verpflichtet ge­
wesen? den Sachverständigen E ( H P  zur Abgabe eines Gut­
achtens über den Wert ihrer Planierraupe zu veranlassen. 
Biese Verpflichtung habe sie im Rahmen des Kaufvertrages 
als Hebenverpflichtung übernommen. Bie Beklagte habe da­
her dem Kläger a lles  herauszugeben? was sie aus der Ge­
schäft sbesorgung erlangt habe. Sie sei in der Lage? gegen 
den Sachverständigen einen Anspruch aus dem Schaden des 
Klägers als B r ittschaden geltend zu machen. La sie aber 
den ihr gegen den Sachverständigen zustehenden Anspruch 
auf Ersatz des Schadens, den dieser dem Kläger zugefügt 
hat? nicht geltend machen wolle? müsse sie dem Kläger die 
Möglichkeit geben? ihn geltend zu machen. Herauszugeben 
sei ihre Rechtsstellung? die in der rechtlichen Möglich­
keit bestehe, im eigenen Hamen gegen den Sachverständi­
gen vorzugehen. Zur Herausgabe sei sie  in der Form ver­
p flich te t, daß sie ihre möglichen Ansprüche gegen den 
Sachverständigen abtrete. Ob der Ersatzanspruch, den der 
Kläger schlüssig dargelegt habe, begründet sei, brauche 
in diesem Rechtsstreit nicht entschieden zu werden. Es 
müßten sonst Feststellungen getroffen werden, die in dem
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muß der Beauftragte herausgeben, was er «erlangt” hat,
Bas Berufungsgericht verkeimt an sich nicht, daß die Be­
klagte nicht bestehende Schadensersatzansprüche nicht er­
langt haben kann» Wenn es den Widerspruch mit der Erwä­
gung ausräumt, die Beklagte sei verpflichtet, dem Kläger 
ihre "Hechtsstellung” einzuräumen, die darin bestehe, daß 
sie einen ihr möglicherweise zustehenden Ersatzanspruch 
im eigenen Warnen gegen den Sachverständigen geltend ma­
chen könne, so geht das fehle Bas Berufungsgericht ver­
steht unter dieser Rechtsstellung ersichtlich nicht die 
sachlichrechtliche Stellung der Beklagten als Trägerin des 
streitigen  Hechts; denn ob ih r ein Schadensersatzanspruch 
gegen den Sachverständigen wirklich zusteht, läßt es ge­
rade dahingestellt. Gemeint is t  vielmehr die verfahrens­
rechtliche Möglichkeit, die Stellung als Klagepartei ein­
zunehmen, d.h. die Prozeßführungsbefugnis. Sie i s t  be­
g rifflich  von der Inhaberschaft des Hechtes verschieden, 
wenn sie  auch in der Regel dem Träger des stre itigen  
Rechts zustehto Bie Prozeßführungsbefugnis i s t  weder Be­
standteil noch Ausfluß des stre itigen  Rechtes, auch kein 
selbständiges subjektives Recht, sondern eine Prozeßvor- 
aussetzung. Sie setzt auch nicht das wirkliche Bestehen des 
Rechtes voraus. Es kommt nur darauf an, ob die Partei für 
das Recht, wenn es so, wie behauptet, besteht, also für 
das behauptete Recht prozeßführungsbefugt i s t  (Rosenberg 
Lehrbuch des Beutschen Zivilprozeßrechts 7oAufl. § 45 I 2 
S.187) ö Aus dieser wesensmäßigen Verschiedenheit der Pro- 
seßführungsbefugnis und der Inhaberschaft des materiellen 
Rechts fo lg t, daß der Gedankengang des Berufungsgerichts, 
die Herausgabe der Rechtsstellung, also die verfahrens­
mäßige Möglichkeit, den Schaden gegen den Sachverständi­
gen geltend zu machen, erfolge in der Form, daß die mög­
lichen Ansprüche gegen den Schuldner abgetreten würden, 
unzutreffend i s t .  Rechtsprechung und Schrifttum haben a l­
lerdings anerkannt, daß unter Umständen ein D ritter die
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Befugnis erwerben kann, fremde, ihm selbst sachlicbrecht- 
lieh  nicht zustehende Ansprüche im eigenen Namen geltend 
zu machen. Hierzu bedarf es der Ermächtigung des Berech­
tig ten . Der Kläger klagt alsdann in  sogenannter gewill­
kürter Prozeßstandschaft (BGH ü r t. v. 5. Oktober 1955 
-  IV ZR 502/54 -  IM ZPO § 50 Nr.6 = NJW 1956,298 = MDR 
1956,154 mit Anmerkung von Pohle; ebenso der erkennende 
Senat im U rteil vom 26. November 1957 -  VIII ZR 70/57 -  
IM BGB § 185 Nra8 = NJW 1958,338). Biese Ermächtigung is t  
aber keine Abtretung. Abtretung des Rechtes und Ermächti­
gung zur Prozeßführung schließen sich sogar aus. Denn ein 
abgetretenes Recht steht dem Kläger selbst zu. Er kann es 
nicht a ls fremdes im Wege gewillkürter Prozeßstandschaft 
geltend machen.

Wenn das Berufungsgericht die Beklagte v eru rte ilt, die 
entstandenen "eventuellen” Schadensersatzansprüche abzu­
treten, so lieg t dem, wie die Entscheidungsgründe erken­
nen lassen, in Wahrheit ein anderer Gedankengang zugrunde« 
Abtreten soll die Beklagte nur die wirklich entstandenen 
Ansprüche. Bas Berufungsgericht meint aber, es genüge, 
daß der Kläger das Entstehen solcher Ansprüche behaupte, 
die Beweisführung liege ihm erst in  dem künftigen Rechts­
s tre it  gegen den Sachverständigen ob. Ähnliche Erwägungen 
hat das Reichsgericht, hinsichtlich des Zurückbehaltungs­
rechts desjenigen angestellt, der nach.§ 255 BGB zum sacha- 
densersafcz gegen Abtretung der Ansprüche verpflichtet i s t ,  
die dem Ersatzberechtigten gegen D ritte  zustehen (JW 1937, 
2776). Es hat ausgeführt, das Verlangen, der Ersatzver- 
pflichtete müsse das Bestehen solcher Ansprüche beweisen, 
würde darauf hinauslaufen, daß über Bestehen und Höhe der 
Ansprüche zweimal entschieden werden müßte; das sei nicht 
der Sinn des § 255 BGB. Dieser Gedanfcengang läßt sich min­
destens nicht unmittelbar auf das Verhältnis vom Auftrag­
geber zum Beauftragten übertragen. Es bedarf vielmehr der 
Würdigung im Einzelfalle, ob dem Beauftragten
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1 »ach dem Sinn und Zweck der zwischen ihnen 
bestehenden Vertragsbeziehungen unter Berücksichtigung 
von Treu und Glauben die Abtretung vermeintlicher Ansprü­
che ohne Nachweis; ob sie tatsächlich bestehen; zuzumuten 
ist« Unter diesem Gesichtspunkt wird das Berufungsgericht 
die Rechtsbesiehungen zwischen den Parteien erneut prüfen 
müssen.» Es is t  bereits oben erörtert worden, daß der Be­
klagten möglicherweise sehr wohl daran gelegen sein kann, 
der Behauptung, daß der von ihrem Inhaber beauftragte 
Bachverständige sich a ls  unzuverlässig gezeigt habe, schon 
im vorliegenden Rechtsstreit selbst entgegenzutreten* Zum 
mindesten wird die Beklagte die schlüssige Darlegung, daß 
dem Kläger Schadensersatzansprüche zustehen, fordern kön­
nen*. An einer solchen feh lt es nach dem Aktenvortrag bis­
her* Der Kläger hat weder das Gutachten des Sachverstän­
digen E f l m  noch die Gutachten der von ihm beauftragten 
Sachverständigen eingereicht * Sollte, was bisher a lle r ­
dings von dem Berufungsgericht nicht festg este llt worden
i s t ,  dem Sachverständigen der Auftrag gegeben
worden sein, a ls Schiedsgutachter tä tig  zu werden, so 
würde er allerdings den Parteien, die ihn mit der Schät­
zung beauftragt haben, nach §§ 675, 611, 276 BGB für die 
ordnungsmäßige Erfüllung der ihm übertragenen Aufgabe 
haften* Die Schätzung hat er nach § 317 BGB nach billigem 
Ermessen zu tre ffen . Eine offenbar unbillige Entscheidung 
s te l l t  eine grobe Pflichtverletzung dar. (BGHZ 22,343,345). 
Eine Unbilligkeit wird aber nicht a lle in , wie der Kläger 
es tu t, dadurch belegt, daß zwei Privatgutachter zu einem 
anderen Ergebnis kommen* Erfahrungsgemäß können die Schät­
zungen für gebrauchte Maschinen erheblich voneinander ab­
weichen* Unterschiede in  der Beurteilung sprechen daher 
noch nicht für eine Verletzung des b illigen  Ermessens.
Wenn die Planierraupe, deren Neuwert unstreitig  über 
40 000 DM betragen hat, vom Sachverständigen Rogalla mit 
8 bis 9000 DM, von den Gutachtern des Klägers dagegen mit 
1300 bis 3000 DM geschätzt worden i s t ,  genügt dieser Um-
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stand a lle in  nicht» um schlüssig darzulegen» daß der 
Sachverständige seine Pflicht verletzt habe, her
Kläger müßte im einzelnen aufzeigen, aus welchen Gründen 
die Schätzung des Sachverständigen unbilig sei,
daß etwa bestimmte Schäden, allgemeine Abnutzung, veralte­
te  Konstruktion oder dergleichen schuldhaft nicht oder 
nicht ausreichend berücksichtigt worden seien. Das Beru­
fungsgericht wird schließlich sein Augenmerk auch auf die 
Frage des ursächlichen Zusammenhanges zwischen dem angeb­
lich  schuldhaften Verhalten des Sachverständigen und dem 
behaupteten Schaden zu richten haben. Der Kläger geht bei 
dem Vortrag, ihm sei ein Schaden entstanden» davon aus» 
daß bei anderer Schätzung des Sachverständigen die Partei­
en einen Vergleich mit einem entsprechend höheren Zahlungs­
betrag geschlossen hätten. Der S tre it der Parteien is t  
indessen nicht nur um den Wert der Planierraupe gegan­
gen. Sie haben unstreitig  auch darum gestritten» ob über­
haupt ein Kaufvertrag zustande gekommen se i. Die Beklagte 
hatte mit der Begründung, daß der Kläger die verkaufte 
Planierraupe nicht rechtzeitig  geliefert habe, einen Scha­
densersatzanspruch wegen Verzuges in Höhe von 7000 DM an­
gedroht. Diese Forderung hat sie im Vergleich fallen  la s­
sen, Mithin hat nicht nur der Kläger sich dem Verlangen 
der Beklagten hinsichtlich des Preises der alten Planier­
raupe gebeugt, sondern hat auch die Beklagte mit ihrer 
Forderung nachgegeben. Ob aber bei anderer Schätzung des 
Sachverständigen die Beklagte vergleichsweise auf ihren 
vermeintlichen Schadensersatzanspruch verzichtet hätte 
und überhaupt ein Vergleich zustande gekommen wäre, i s t  
bisher nicht geprüft worden.
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IV«

Die Entscheidung über die Kosten der Kevision is t  
dem Berufungsgericht überragen worden*

DrcGroßmann A rtl Dr0Dorschel Dr«Mezger Dr«Messner
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